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Termine

Steuern und Sozialversicherung

Corona-Krise

Finanzämter stundeten 22,5 Milliarden Euro Steuern

Temporäre

Mehrwertsteuer-Senkung

Bewirkte Konsumanstieg

Sehr geehrte Mandantinnen und Mandanten,

wer eine Immobilie zum Zwecke der Vermietung kauft, muss den

Gesamtkaufpreis auf Gebäude sowie Grund und Boden aufteilen. Der

Grund: Nur die Anschaffungskosten des Gebäudes können über die

Abschreibung steuermindernd berücksichtigt werden.

Es ist daher kein Wunder, dass über den jeweiligen

Aufteilungsmaßstab permanent Streitigkeiten mit der

Finanzverwaltung entstehen, die naturgemäß einen hohen Grund-

und Bodenanteil annehmen möchte, da insoweit keine

Steuerminderung bei den Vermietungseinkünften resultiert.

Am besten begegnet man der Finanzverwaltung an dieser Stelle nach

wie vor mit einer ausdrücklichen Aufteilung des Gesamtkaufpreises

im Notarvertrag. Ist dieser nämlich zumindest nicht augenscheinlich

falsch, hat der Bundesfinanzhof schon vor geraumer Zeit

entschieden, dass dieser Aufteilung zu folgen ist.

Hatte man hingegen nur einen Gesamtkaufpreis im Notarvertrag

ausgewiesen, wollte die Finanzverwaltung bisher eine Aufteilung

anhand des eigenen Excel-Tools vornehmen. Dieses gelangt

insbesondere in Ballungsräumen jedoch zu aberwitzigen Ergebnissen

und hat nicht selten einen Grund- und Bodenanteil von 75% und

mehr angegeben. Damit ist nun Schluss, wie der BFH in seiner

Entscheidung vom 21.7.2020 (Az: IX R 26/19) entschieden hat. Selbst

eine vertragliche Kaufpreisaufteilung, die die realen Wertverhältnisse

in grundsätzlicher Weise verfehlt und wirtschaftlich nicht haltbar

erscheint, darf danach nicht durch die unter Verwendung der

Arbeitshilfe des BMF ermittelte Aufteilung ersetzt werden.

In diesem Sinne wünschen wir Ihnen eine informative Lektüre.

Großmann & Zacher Steuerberatungskanzlei

Preußerstraße 18 , 06217 Merseburg

Telefon: +49 3461-54190 | Telefax: +49 346-1541915

www.grossmann-zacher.de

bernadett.grossmann@grossmann-zacher.de
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Alle

Steuerzahler

Termine: Steuern und Sozialversicherung

12.4.

■
Umsatzsteuer

■
Lohnsteuer

■
Kirchensteuer zur Lohnsteuer

Die dreitägige Zahlungsschonfrist endet am 15.4. für den Eingang der

Zahlung.

Zahlungen per Scheck gelten erst drei Tage nach Eingang des Schecks

bei der Finanzbehörde (Gewerbesteuer und Grundsteuer: bei der

Gemeinde- oder Stadtkasse) als rechtzeitig geleistet. Um

Säumniszuschläge zu vermeiden, muss der Scheck spätestens drei

Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen

Fälligkeit der Sozialversicherungsbeiträge April 2021

Die Beiträge sind in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld

spätestens am drittletzten Bankenarbeitstag eines Monats fällig. Für

April ergibt sich demnach als Fälligkeitstermin der 28.4.2021.

Corona-Krise: Finanzämter stundeten 22,5 Milliarden

Euro Steuern

Die Finanzämter in Deutschland haben Unternehmen im Jahr 2020

aufgrund der Corona-Krise insgesamt 22,47 Milliarden Euro Steuern

gestundet. Das ergibt sich aus der Antwort der Bundesregierung

(BT-Drs. 19/26816) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (BT-Drs.

19/26451).

Es sei kein Liquiditätsengpass durch eine kumulierte Verlagerung der

Fälligkeit dieser Stundungen zu befürchten. Nach Einschätzung der

Bundesregierung sei der überwiegende Teil bereits getilgt worden.

Das Volumen der bis Ende 2020 noch nicht getilgten Stundungen

schätzt die Bundesregierung auf 4,36 Milliarden Euro.

Die Fragesteller hatten in ihrer Vorbemerkung die Befürchtung

formuliert, die Stundungs-Maßnahme berge die Gefahr, dass sich

Liquiditätsengpässe und Insolvenzen lediglich zeitlich verlagerten.

Deutscher Bundestag, PM vom 01.03.2021

Temporäre Mehrwertsteuer-Senkung: Bewirkte

Konsumanstieg

Die Bundesregierung sieht die volkswirtschaftlichen Effekte der

temporären Absenkung der Umsatzsteuersätze im Jahr 2020 positiv.

Dies geht aus ihrer Antwort (BT-Drs. 19/26842) auf eine Kleine

Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (BT-Drs. 19/26445)

hervor.

Erste Studien deuteten darauf hin, dass durch die temporäre

Mehrwertsteuer-Senkung ein Anstieg des Konsums erreicht wurde,

so die Regierung. So hätten Supermärkte die Senkung fast

vollständig an ihre Kunden weitergegeben und die Preise um

durchschnittlich zwei Prozent gesenkt. Da die Teuerungsrate des

Verbraucherpreisindex in der zweiten Jahreshälfte 2020 insgesamt

deutlich unter dem Vorjahresniveau lag, bedeute dies bei gleichem

Einkommen einen Kaufkraftgewinn für die Verbraucher.

Laut einer vom Bundesfinanzminister in Auftrag gegebenen

wissenschaftlichen Kurzexpertise des ifo Instituts München habe die

temporäre Senkung der Umsatzsteuersätze eine positive Wirkung

auf die Verteilung der Konsummöglichkeiten der Haushalte gehabt.

Alleinstehende, Alleinerziehende und Haushalte mit keinem oder

einem Kind mit niedrigem Einkommen hätten relativ gesehen ihre

Konsumausgaben am stärksten ausgeweitet und entsprechend am

meisten profitiert.

Zudem gehe die Bundesregierung davon aus, dass auch die

temporäre Erweiterung des Verlustrücktrags zur Verbesserung der

Liquidität von krisenbetroffenen Unternehmen beigetragen hat.

Allein die Anpassung von Vorauszahlungen aufgrund eines vorläufig

erwarteten Verlustrücktrags für 2020 wurde im Umfang von 3,15

Milliarden Euro angenommen, schreibt die Bundesregierung.

Deutscher Bundestag, PM vom 01.03.2021
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Textbausteine allein genügen nicht: 146 starke

Berufungsbegründung unzureichend

Eine Berufungsbegründungsschrift, die sich weitgehend aus

Textbausteinen sowie Urteilsversatzstücken zusammensetzt und auf

das angegriffene erstinstanzliche Urteil – wenn überhaupt – nur

"sporadisch" eingeht, genügt den gesetzlichen Anforderungen nicht.

Die Berufung kann dann als unzulässig verworfen werden. Dies gilt

selbst dann, wenn sie 146 Seiten fasst, wie ein Beschluss des

Oberlandesgerichts (OLG) Köln zeigt.

Die Klägerin hatte im Zusammenhang mit dem "Dieselskandal"

Hersteller und Verkäufer des Fahrzeugs auf Rückabwicklung des

Kaufvertrags und Schadenersatz in Anspruch genommen. Das

Landgericht Köln hatte die Klage wegen Bedenken an der

Substantiierung abgewiesen. Daraufhin hat die Klägerin Berufung

eingelegt.

Das OLG hat die Berufung als unzulässig verworfen. Die

Berufungsbegründung erfülle die gesetzlichen Anforderungen nicht.

Diese ergäben sich aus § 520 Zivilprozessordnung (ZPO). Danach

müsse deutlich werden, inwieweit das Urteil angefochten wird und

welche Abänderungen beantragt werden (§ 520 Absatz 3 S. 2 Nr. 1

ZPO). Es müssten die Umstände bezeichnet werden, aus denen sich

die Rechtsverletzung und deren Erheblichkeit für die angefochtene

Entscheidung ergeben (Nr. 2). Weiter müssten konkrete

Anhaltspunkte, die Zweifel an der Richtigkeit oder Vollständigkeit der

erstinstanzlichen Tatsachenfeststellungen begründen, benannt

werden (Nr. 3). Schließlich müssten neue Angriffs- und

Verteidigungsmittel sowie die Tatsachen, aufgrund derer sie

zuzulassen sind, bezeichnet werden (Nr. 4).

Trotz des Umfangs von 146 Seiten sei die Berufungsbegründung nicht

ausreichend. Um den gesetzlichen Anforderungen gerecht zu werden,

müsse eine solche nämlich auf den konkreten Streitfall zugeschnitten

sein. Diese Anforderung sei nicht erfüllt. Vielmehr ähnele die

Darstellung teilweise einem allgemeinen Rechtsgutachten zur

Dieselkrise mit umfassend Ausführungen zur "Historie", wohingegen

die im vorliegenden Fall primär zu prüfenden Fragen ausgeblendet

worden seien.

In der Berufungsbegründung fehle jeder Einzelfallbezug und jede

Auseinandersetzung mit dem erstinstanzlichen Urteil. Der Schriftsatz

verwende die geschlechtsneutrale Formulierung "die Klagepartei"

und sei ersichtlich so aufgebaut, dass er pauschal zur Begründung

jedweder gegen einen Hersteller von Dieselfahrzeugen gerichteten

Klage genutzt werden könne. Die konkreten Formulierungen ließen

sogar erkennen, dass viele Textbausteine schon im Ansatz nicht für

eine Berufungsbegründung, sondern für eine erstinstanzliche Klage

gedacht gewesen seien. Die Schreibvorlage habe offenbar sowohl

Euro 5- als auch Euro 6-Fahrzeuge verschiedener Motorentypen

abdecken sollen. Dem Gericht seien in dem Schriftsatz teilweise

alternativ zu lesende Auswahlbegründungen vorgegeben worden,

ohne dass man sich die Mühe gemacht habe, sich in den

Textbausteinen zumindest am Ende fallbezogen festzulegen. So sei

beispielsweise unter Beweisantritt ausgeführt worden, bei dem

Fahrzeug sei "kein/ein" Ad-Blue-Tank verbaut.

Dem OLG seien damit nur in sich geschlossene Textbausteine

vorgetragen worden, aus denen er sich das Gebotene selbst hätte

heraussuchen müssen. Wie wenig Mühe man sich gemacht habe,

zeige auch, dass in der Berufungsbegründung der Umfang der

Anfechtung des erstinstanzlichen Urteils ("über den bereits

zugesprochenen Umfang hinaus"), das Datum des angefochtenen

Urteils und der Kaufpreis des Fahrzeugs unrichtig wiedergegeben

worden seien. Insgesamt habe sich die Berufungsbegründung mit

dem Urteil des offenbar als "Durchlaufstation" empfundenen

Landgerichts im Einzelnen gar nicht auseinandersetzt, sondern

darauf gesetzt, dass das Berufungsgericht sich aus den mannigfachen

Textbausteinen und dem Sachvortrag nach dem Gießkannenprinzip

selbst das Passende "heraussuchen" werde. Auch wenn man keine

überzogen strengen Anforderungen an die inhaltlichen

Anforderungen an eine Berufungsbegründung stellen wolle, genüge

ein solcher Schriftsatz den gesetzlichen Anforderungen nicht,

unterstreicht das OLG.

Oberlandesgericht Köln, Beschluss vom 18.08.2020, 15 U 171/19
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Unternehmer

Umsatzsteuer auf Sachspenden: Sonderregelung für

coronagebeutelte Einzelhändler

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat in Anbetracht der

Corona-Krise eine Sonderregelung für die umsatzsteuerrechtliche

Beurteilung von Sachspenden getroffen, die coronagebeutelte

Einzelhändler an steuerbegünstigte Organisationen geleistet haben.

Das BMF-Schreiben zur umsatzsteuerlichen Behandlung von

Sachspenden vom 18.03.2021 (III C 2 – S 7109/19/10002 :001)

schöpfe den möglichen Gestaltungsspielraum, den das Unionsrecht

durch die Mehrwertsteuer-Systemrichtlinie setzt, umfassend aus, um

Unternehmern eine rechtssichere umsatzsteuerliche Abwicklung von

Sachspenden zu ermöglichen. Es beseitige vollumfänglich

Unsicherheiten bei der Ermittlung der Umsatzsteuer auf eine

Sachspende, die bislang von den Unternehmern immer wieder als

Grund für den Verzicht auf eine Spende genannt wurden, so das BMF.

Unabhängig davon habe jedoch die Corona-Pandemie hinsichtlich der

umsatzsteuerlichen Spendenthematik zu einer einzigartigen

Sondersituation geführt, gibt das BMF zu bedenken. Durch die

Ausnahmesituation der Corona-Pandemie und der damit

einhergehenden Maßnahme des Lockdowns sei der Einzelhandel in

besonderer Weise betroffen. Zwar habe es der Online-Handel auch

den Einzelhändlern erlaubt, ihre Waren trotz des Lockdowns weiterhin

zu verkaufen. Der typische Verkauf, der durch persönliche Beratung

des Kunden und die Darbietung der Ware im Ladengeschäft

gekennzeichnet ist, sei jedoch nicht möglich gewesen. Dadurch habe

sich vor allem Saisonware in einmalig großen Mengen in den Lagern

der Einzelhändler angestaut, die jetzt nur noch schwerlich abzusetzen

sei.

Unter Berücksichtigung dieser einzigartigen Belastung des

Einzelhandels gewährt das BMF flankierend zu seinem Schreiben zur

umsatzsteuerlichen Behandlung von Sachspenden vom 18.03.2021 (III

C 2 – S 7109/19/10002 :001) und begleitend zu den bereits

getroffenen coronabedingten steuerlichen Hilfsmaßnahmen sowie

den Überbrückungshilfen eine befristete Billigkeitsregelung für

Sachspenden. Danach werde bei Waren, die von Einzelhändlern, die

durch die Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich negativ

wirtschaftlich betroffen sind, an steuerbegünstigte Organisationen

gespendet werden beziehungsweise gespendet worden sind, auf die

Besteuerung einer unentgeltlichen Wertabgabe verzichtet. Diese

Regelung gilt laut Ministerium nur für Spenden, die zwischen dem

01.03.2020 und dem 31.12.2021 erfolgt sind.

Bundesfinanzministerium, Schreiben vom 18.03.2021, III C 2 – S

7109/19/10002 :001

Fragen zu den Auswirkungen des Brexits: Chatbot in

Betrieb genommen

Das Bundeszentralamt für Steuern (BZSt) hat zu Fragen zu den

Auswirkungen des Brexits einen Brexit-Chatbot in Betrieb

genommen. Wer sich frage, welche Auswirkungen der Brexit auf den

umsatzsteuerrechtlichen Waren- und Dienstleistungsverkehr hat

oder was bei der Abgabe der Zusammenfassenden Meldungen

bezüglich Umsätze mit Unternehmern aus dem Vereinigten

Königreich zu beachten ist, könne hier Antworten finden.

Die Generalzolldirektion, das Bundesinnenministerium und das BZSt

stellten den Chatbot gemeinsam für allgemeine Fragen zu den

Auswirkungen des Brexits zur Verfügung. Der Chatbot steht nach

Angaben des BZSt rund um die Uhr zur Verfügung und beantwortet

die Fragen in Dialogform selbstständig. Eine Besonderheit sei seine

Mehrsprachigkeit. Der Chatbot erteile Auskünfte in deutscher und

englischer Sprache. Anhand der Dialoge lerne er stetig dazu, um

immer bessere Hilfe leisten zu können. Bei steuerlichen Fragen rät

das BZSt dazu, möglichst Begriffe wie Umsatzsteuer, USt oder ZM

einzugeben, um dem Chatbot die Einordnung der Frage zum

steuerlichen Bereich zu erleichtern.

Bundeszentralamt für Steuern, PM vom 11.03.2021

Schlussbesprechung: Kein Anspruch auf

Durchführung mit persönlicher Anwesenheit der

Teilnehmer

Eine Schlussbesprechung im Sinne des § 201 Abgabenordnung (AO)

erfordert nicht die persönliche Anwesenheit der Teilnehmer. Dies

stellt das Düsseldorfer Finanzgericht (FG) klar.

Die Antragstellerin wünschte zum Abschluss einer bei ihr

durchgeführten Betriebsprüfung eine Schlussbesprechung. Aufgrund

der Corona-Pandemie schlug das Finanzamt eine telefonische

Schlussbesprechung vor, was die Antragstellerin ablehnte. Das

Finanzamt ging aus diesem Grund in seinem endgültigen

Betriebsprüfungsbericht davon aus, dass an einer

Schlussbesprechung kein Interesse bestehe.



April 2021

6

Daraufhin wollte die Antragstellerin im Wege einer einstweiligen

Anordnung die Durchführung einer Schlussbesprechung unter

persönlicher Anwesenheit der Beteiligten erreichen. Sie meint, dass

vor der von ihr begehrten Schlussbesprechung keine

Änderungsbescheide aufgrund der Betriebsprüfung ergehen dürften.

Das FG hat den Antrag abgelehnt. Die Richter sahen keinen Anspruch

für eine solche Anordnung. Eine Schlussbesprechung müsse nicht

unter persönlicher Anwesenheit erfolgen, insbesondere da kein Ende

der Corona-Epidemie absehbar sei. § 201 Absatz 1 Satz 1 AO mache

keine Vorgaben zu dem Ort sowie der Art und Weise der

Durchführung einer Schlussbesprechung. Die Prüfungsfeststellungen

könnten auch in einem telefonischen Gespräch erörtert werden. Das

entsprechende Angebot des Finanzamts zu einer telefonischen

Besprechung habe die Antragstellerin mehrfach abgelehnt. Es sei

daher von einem Verzicht auf die Durchführung einer

Schlussbesprechung auszugehen.

Finanzgericht Düsseldorf, Beschluss vom 11.05.2020, 3 V 1087/20 AE

(AO), rechtskräftig

Betriebs-Kfz: Gewinn aus Veräußerung nicht wegen

Besteuerung privater Nutzung zu mindern

Wird ein zum Betriebsvermögen gehörendes, teilweise privat

genutztes Kfz veräußert, erhöht der gesamte Unterschiedsbetrag

zwischen Buchwert und Veräußerungserlös den Gewinn. Der

Umstand, dass die tatsächlich für das Fahrzeug in Anspruch

genommene Absetzung für Abnutzung (AfA) infolge der Besteuerung

der Nutzungsentnahme für die Privatnutzung bei wirtschaftlicher

Betrachtung teilweise neutralisiert wird, rechtfertigt keine

Gewinnkorrektur. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden.

Der Kläger nutzte einen Pkw, den er 2008 angeschafft und seinem

Betriebsvermögen zugeordnet hatte, zu 25 Prozent für seine

freiberufliche Tätigkeit und zu 75 Prozent für private Zwecke. Ab

2008 berücksichtigte das Finanzamt bei der

Einkommensteuerveranlagung des Klägers einerseits antragsgemäß

AfA für den Pkw. Andererseits erfasste es wegen der privaten

Nutzung des betrieblichen Pkw auch Betriebseinnahmen in Höhe

von 75 Prozent der für das Fahrzeug entstandenen Aufwendungen

einschließlich der AfA. Dies führte dazu, dass der steuermindernde

Effekt der AfA infolge der Besteuerung der Nutzungsentnahme bei

wirtschaftlicher Betrachtung teilweise "neutralisiert" wurde. Wegen

dieses Effektes setzte der Kläger, als er das Fahrzeug 2013 nach

vollständiger Abschreibung der Anschaffungskosten verkaufte,

lediglich ein Viertel des Verkaufserlöses als Betriebseinnahme an.

Das Finanzamt war demgegenüber der Meinung, der Kläger müsse

den vollen Verkaufserlös versteuern.

Dies hat der BFH als zutreffend bestätigt. Der Veräußerungserlös sei

– trotz vorangegangener Besteuerung der Nutzungsentnahme – in

voller Höhe als Betriebseinnahme zu berücksichtigen. Er sei weder

anteilig zu kürzen noch finde eine gewinnmindernde Korrektur in

Höhe der auf die private Nutzung entfallenden AfA statt. Dies

beruhe – so der BFH – darauf, dass die Besteuerung der

Privatnutzung eines Wirtschaftsgutes des Betriebsvermögens in

Form der Nutzungsentnahme und dessen spätere Veräußerung zwei

unterschiedliche Vorgänge darstellten, die getrennt zu betrachten

seien. Aus dem Gesetz, insbesondere aus § 23 Absatz 3 Satz 4

Einkommensteuergesetz, lasse sich kein anderes Ergebnis herleiten.

In der Besteuerung des vollständigen Veräußerungserlöses sei auch

kein Verstoß gegen das Gebot der Besteuerung nach der

wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und das objektive Nettoprinzip zu

sehen.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 16.06.2020, VIII R 9/18
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Kapital-

anleger

Greensill Bank AG: BaFin stellt Entschädigungsfall

fest

Die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) hat am

16.03.2021 den Entschädigungsfall für die Greensill Bank AG

festgestellt, da das Institut nicht mehr in der Lage gewesen sei,

sämtliche Einlagen seiner Kunden zurückzuzahlen.

Zuvor hatte die BaFin eigenen Angaben zufolge am 15.03.2021 beim

Amtsgericht Bremen einen Antrag auf Eröffnung des

Insolvenzverfahrens über die Greensill Bank AG gestellt. Das Gericht

habe daraufhin am 16.03.2021 ein Insolvenzverfahren eröffnet und

einen Insolvenzverwalter bestellt.

Die Einlagen der Kunden der Greensill Bank AG seien im Rahmen des

Einlagensicherungsgesetzes geschützt, betont die BaFin. Das Institut

gehöre der Entschädigungseinrichtung deutscher Banken GmbH (EdB)

an. Mit der Feststellung des Entschädigungsfalls durch die BaFin sei

die Voraussetzung gegeben, dass die Entschädigungseinrichtung die

Ansprüche der Einleger prüft und bis zu einer Höhe von 100.000 Euro

befriedigt – in besonderen Ausnahmefällen bis zu einer Höhe von

500.000 Euro. Die EdB werde in Kürze von sich aus Kontakt zu den

Gläubigern des Instituts aufnehmen.

Darüber hinaus ist die Greensill Bank AG nach Auskunft der BaFin

Mitglied des Einlagensicherungsfonds des Bundesverbands Deutscher

Banken e.V. Dieser Einlagensicherungsfonds übernehme nach

Maßgabe seines Statuts den Teil der Einlagen, der über die gesetzliche

Grenze hinausgeht – und zwar bis zur jeweiligen Sicherungsgrenze.

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht, PM vom 16.03.2021

Besteuerung von Krypto-Anlagen und Rechte der

Steuerpflichtigen: EU-Kommission befragt

Öffentlichkeit

Die Europäische Kommission holt in zwei öffentlichen Konsultationen

Meinungen zur europäischen Steuerpolitik ein. Erstens geht es um die

geplante Reform der Richtlinie über die Zusammenarbeit der

Verwaltungsbehörden, um zu gewährleisten, dass die EU-Vorschriften

auch Krypto-Anlagen wie zum Beispiel

Bitcoin erfassen und dem Risiko der Steuerhinterziehung begegnen.

In der zweiten Konsultation geht es um die Rechte der

Steuerpflichtigen im EU-Recht.

Die Überarbeitung der Richtlinie zur Zusammenarbeit der

Verwaltungsbehörden zielt darauf ab, die Zusammenarbeit zwischen

den nationalen Steuerbehörden zu verbessern, insbesondere in neu

entstehenden Bereichen wie Krypto-Assets. Diese Initiative soll den

Steuerverwaltungen Informationen liefern, um Steuerzahler zu

identifizieren, die aktiv neue Zahlungs- und Investitionsmittel,

insbesondere Krypto-Assets und E-Geld, nutzen, um Steuerbetrug

und -hinterziehung einzudämmen.

Durch Steuerbetrug und Steuerhinterziehung gingen Gelder verloren,

die beispielsweise der Finanzierung des Gesundheits- oder des

Bildungswesens dienen könnten, erläutert die Kommission. Neue

alternative Zahlungsmittel und Investitionsmöglichkeiten drohten

die Fortschritte bei der Steuertransparenz, die dank der Maßnahmen

der letzten Jahre erzielt wurden, zunichte zu machen und

beinhalteten ein großes Risiko der Steuerhinterziehung.

Mit dieser Initiative werde die Richtlinie über die Zusammenarbeit

der Verwaltungsbehörden geändert, um zu gewährleisten, dass die

EU-Vorschriften mit den Entwicklungen der Wirtschaft Schritt halten

und auch Bereiche wie Kryptoanlagen und E-Geld erfassen.

Die öffentliche Konsultation zu einer Empfehlung an die

Mitgliedstaaten zur Verbesserung der Rechte der Steuerzahler und

zur Vereinfachung der steuerlichen Pflichten folgt auf die von der

Kommission im Oktober 2020 vorgelegte Mitteilung zum selben

Thema. Die im Rahmen dieser Konsultation eingegangenen

Antworten sollen laut Kommission in eine Empfehlung an die

Mitgliedstaaten einfließen, die eine Bestandsaufnahme der Rechte

der Steuerzahler nach EU-Recht enthält.

Für eine gerechte Besteuerung in der EU empfiehlt die Kommission

den EU-Mitgliedstaaten, ihre Steuerpflichten zu vereinfachen und

dafür zu sorgen, dass die Rechte von Steuerpflichtigen gewahrt

werden. Diese Initiative soll der Verbesserung der Steuerehrlichkeit

und der Beziehungen zwischen den Steuerverwaltungen in der EU

und den Steuerpflichtigen (insbesondere durch mehr Transparenz,
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dienen. Dazu sollen gute Verwaltungspraxis ermittelt/gefördert und

die nationalen Vorschriften über die Rechte von Steuerpflichtigen

besser koordiniert werden.

Schrottimmobilien: Grundsätzlich trotz "Verzichts"

der Bank auf Darlehensteil kein Rückfluss von

Werbungskosten

Der Bundesfinanzhof (BFH) hat zur Frage des Rückflusses von

Werbungskosten bei einvernehmlicher Beilegung des Rechtsstreits

um die Haftung eines Kreditinstituts im Zusammenhang mit der

Vermittlung so genannter Schrottimmobilien entschieden.

Erklärt die finanzierende Bank, einen Teil des ausstehenden Darlehens,

das der Steuerpflichtige zur Finanzierung der Anschaffungskosten

einer der Erzielung von Einkünften aus Vermietung und Verpachtung

dienenden Eigentumswohnung aufgenommen hat, nicht mehr

zurückzufordern, so liegt laut BFH keine Erstattung von Schuldzinsen

und damit kein Rückfluss von Werbungskosten vor, wenn nicht

festgestellt werden kann, dass die Bank mit dem "Verzicht" auf die

weitere Geltendmachung der Forderung behauptete

Schadenersatzansprüche des Steuerpflichtigen im Wege der

Aufrechnung abgegolten hat.

Ein derartiger "Verzicht", den die Bank im Rahmen einer

Vergleichsvereinbarung zur einvernehmlichen Beendigung eines

Zivilrechtsstreits ausspricht, führe auf Seiten des Steuerpflichtigen

auch nicht zu sonstigen Einkünften nach 22 Nr. 3

Einkommensteuergesetz.

Bundesfinanzhof, Urteil vom 10.11.2020, IX R 32/19

Umstrukturierung der Hewlett-Packard Company:

Zuteilung von Aktien im Rahmen eines Spin Off

Die Zuteilung von Aktien im Zuge einer Umstrukturierung der

Hewlett-Packard Company erfüllt die Voraussetzungen einer

Abspaltung im Sinne des § 20 Absatz 4a Satz 7 des

Einkommensteuergesetztes (EStG). Dies hat das Finanzgericht (FG)

Niedersachsen entschieden und hinzugefügt, dass es damit im

Zeitpunkt der Aktienzuteilung nicht zu einer nach § 20 Absatz 1 Nr. 1

Satz 1 EStG steuerpflichtigen Sachausschüttung komme.

Der Kläger hielt Aktien der Hewlett-Packard Company (HPC) in

seinem Depot, die er bereits vor dem 31.12.2007 erworben hatte. Im

Streitjahr 2015 änderte die HPC ihren Namen in HP Inc. (HPI).

Anschließend übertrug die HPI ihr Unternehmenskundengeschäft im

Wege eines Spin-off auf die bereits zuvor gegründete

Tochtergesellschaft Hewlett-Packard Enterprise Company (HPE). Die

Aktionäre der HPC erhielten für eine alte Aktie der HPC eine Aktie

der umbenannten HPI und zusätzlich eine Aktie der HPE. Die

depotführende Bank erfasste die Zuteilung der zusätzlichen Aktien

an der HPE als steuerpflichtige Sachausschüttung und behielt

Kapitalertragsteuer ein.

Das beklagte Finanzamt behandelte den Vorgang unter Hinweis auf

die Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 18.01.2016 (BStBl I

2016, S. 85) und vom 20.03.2017 (BStBl I 2017, S. 431) als

steuerpflichtige Sachausschüttung im Sinne des § 20 Absatz 1 Satz 1

Nr. 1 EStG.

Das FG Niedersachsen verneinte hingegen die Steuerpflicht der

Aktienzuteilung. Entscheidend sei, dass die in der Anteilszuteilung

liegende Sachausschüttung im Streitfall deshalb nicht zu besteuern

sei, weil über § 20 Absatz 4a Satz 7 in Verbindung mit Satz 1 EStG

eine (anteilige) Fortführung der Anschaffungskosten fingiert werde.

Die ausschließlich Abspaltungen betreffende Vorschrift des § 20

Absatz 4a Satz 7 EStG verdränge als speziellere gesetzliche Regelung

(lex specialis) die allgemeinere Regelung des § 20 Absatz 4a Satz 5

EStG. Der Begriff der Abspaltung im Sinne des § 20 Absatz 4a Satz 7

EStG ist nach Ansicht des FG (entgegen der Auffassung der

Finanzverwaltung – BMF-Schreiben vom 18.01.2016 – BStBl I 2016,

85) extensiv im Sinne einer typusorientierten Gesamtbetrachtung

auszulegen. Ausgehend von einem solchen – weiten –

Auslegungsverständnis lägen im Streitfall die Voraussetzungen einer

Abspaltung vor.

Das Niedersächsische FG folgt mit dieser Entscheidung der

Rechtsprechung anderer Finanzgerichte und hat die Revision im

Hinblick auf die bereits beim Bundesfinanzhof zu dieser Rechtsfrage

anhängigen Verfahren zugelassen.

Finanzgericht Niedersachsen, Urteil vom 29.09.2020, 13 K 223/17
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besitzer

Grundsteuerreform: Gesetzentwurf zu erleichterter

Umsetzung beschlossen

Mit dem Gesetz zur Reform des Grundsteuer- und Bewertungsrechts

(GrStRefG) vom 26.11.2019 wurde das Grundsteuer- und das

dazugehörende Bewertungsrecht innerhalb der vom

Bundesverfassungsgericht gesetzten Frist bis Ende 2019 neu geregelt.

Im Rahmen der Umsetzung der Grundsteuerreform hat sich laut

Bundesfinanzministerium (BMF) weiterer gesetzlicher

Handlungsbedarf ergeben. So seien zur fristgerechten Umsetzung der

Reform und zur Gewährleistung einer weiterhin relations- und

realitätsgerechten Bewertung des Grundbesitzes für Zwecke der

Grundsteuer zum Hauptfeststellungsstichtag 01.01.2022

insbesondere folgende gesetzliche Änderungen fachlich geboten:

■
Schaffung einer Möglichkeit zur Beibehaltung der auf

Grundlage der bisherigen Regelung zum Umfang der

wirtschaftlichen Einheiten bei Ehegatten und

Lebenspartnern nach § 26 des Bewertungsgesetzes (BewG)

sowie Betrieben der Land- und Forstwirtschaft nach § 34

Absatz 4 bis 6 BewG gebildeten wirtschaftlichen Einheiten

durch Einführung eines neuen § 266 Absatz 5 BewG,

■
Anpassung der sich aus Anlage 39 (zu § 254 BewG)

ergebenden durchschnittlichen Nettokaltmieten zur

Ermittlung des Rohertrags von Wohngrundstücken und

Einführung einer neuen Mietniveaustufe 7 auf der Grundlage

aktueller Daten des Statistischen Bundesamtes aus dem

Mikrozensus 2018 sowie

■
Absenkung der Steuermesszahl für Wohngrundstücke.

Im Bereich der Grundbesitzbewertung für Zwecke der Erbschaft- und

Schenkungsteuer sowie Grunderwerbsteuer sind laut BMF infolge

aktueller höchstrichterlicher Rechtsprechung folgende gesetzliche

Änderungen erforderlich:

■
Erhaltung der sach- und praxisgerechten Anwendung der

sonstigen für die Wertermittlung erforderlichen Daten der

Gutachterausschüsse sowie

■
Definition konkreter Anforderungen an die fachliche

Qualifikation des Gutachters beim Nachweis des

niedrigeren gemeinen Werts nach § 198 BewG.

Darüber hinaus sehe der Entwurf die gesetzliche Umsetzung des

Beschlusses der Videoschaltkonferenz der Bundeskanzlerin mit den

Regierungschefs der Länder am 03.03.2021 vor, wonach "der Länder-

und Kommunalanteil an dem im Jahr 2021 einmalig gezahlten

Kinderbonus in Höhe von 150 Euro für jedes kindergeldberechtigte

Kind … den Ländern vom Bund nachträglich erstattet [wird]" über

die Änderung der Festbeträge der vertikalen Umsatzsteuerverteilung

des Jahres 2021 in § 1 Absatz 2 Finanzausgleichsgesetz.

Im Weiteren habe sich kurzfristig weiterer Änderungsbedarf im

Forschungszulagengesetz (FZulG) ergeben. Im Rahmen der

Umsetzung des FZulG habe sich gezeigt, dass in einzelnen Punkten

die derzeitigen gesetzlichen Formulierungen in der Interpretation zu

unterschiedlichen – auch nicht gewollten – Folgen führen können.

Die vorgeschlagene Umsetzung des identifizierten Änderungsbedarfs

dient laut BMF vor allem der Rechtsklarheit und Vereinfachung und

soll so zu einer größeren Akzeptanz der Förderung von Anfang an

beitragen.

Bundesfinanzministerium, PM vom 19.03.2021

Landwirtschaftliche Grundstücke: Kein

Vertrauensschutz bei fehlerhafter Behandlung als

Privatvermögen

Parzellenweise verpachtete landwirtschaftliche Grundstücke stellen

ohne ausdrückliche Entnahmeerklärung weiterhin Betriebsvermögen

dar. Auch bei fehlerhafter Behandlung durch die Finanzverwaltung in

der Vergangenheit kommt eine abweichende Steuerfestsetzung aus

Billigkeitsgründen nicht in Betracht. Dies hat das Finanzgericht (FG)

Münster entschieden.

Der Kläger war Eigentümer mehrerer Grundstücke, die er von seiner

Ehefrau und die diese wiederum von ihrem Vater geerbt hatten. Der

Schwiegervater bewirtschaftete die Grundstücke ursprünglich im

Rahmen eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebs selbst und

verpachtete sie ab 1965 an verschiedene Pächter. Nach dem Tod

ihres Vaters gab die Ehefrau des Klägers 1980 gegenüber dem

Finanzamt die Verpachtung der Nutzflächen an. Auf weitere

Nachfrage teilte der Landwirtschaftliche Kreisverband dem

Finanzamt mit, dass mit der Verpachtung und Veräußerung des

Inventars die wesentlichen Grundlagen des Betriebs abgegeben

seien, sodass eine Aufgabe im Ganzen anzunehmen sei.
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Das Finanzamt ging daraufhin von einer Betriebsaufgabe in verjährter

Zeit aus und veranlasste diesbezüglich nichts weiter. Nach dem Tod

seiner Frau 1982 erklärte der Kläger weiterhin Einkünfte aus

Vermietung und Verpachtung aus den Grundstücken. In mehreren

Betriebsprüfungen ab 1988 behandelte das Finanzamt die

Grundstücke ebenfalls als Privatvermögen. In den Jahren 2012 und

2013 veräußerte der Kläger Teilflächen der Grundstücke und übertrug

ein weiteres Grundstück unentgeltlich auf seine Tochter.

Das Finanzamt erfasste hieraus einen Veräußerungs- beziehungsweise

Aufgabegewinn, weil die Grundstücke weiterhin zum land- und

forstwirtschaftlichen Betriebsvermögen gehört hätten. Hiergegen

wandte der Kläger ein, dass das Schreiben des Landwirtschaftlichen

Kreisverbands eine Betriebsaufgabeerklärung darstelle. Unabhängig

davon seien die Grundstücke aufgrund der Verpachtung zwangsweise

entnommen worden.

Hilfsweise beantragte der Kläger eine abweichende Festsetzung der

Steuer aus Billigkeitsgründen und berief sich auf den so genannten

Verpachtungserlass (gleichlautende Ländererlasse vom 17.12.1965),

wonach die parzellenweise Verpachtung landwirtschaftlicher Flächen

zu einer Betriebsaufgabe führe. Für Verpachtungen vor Ergehen der

entgegenstehenden Rechtsprechung des Bundesfinanzhofes (BFH,

Urteil vom 15.10.1987, IV R 66/86) sei nach der Verfügung der

Oberfinanzdirektion (OFD) Münster vom 07.01.1991

Vertrauensschutz zu gewähren. Das Finanzamt lehnte die

Billigkeitsmaßnahme ab, da die irrige Annahme seiner Mitarbeiter, es

habe sich bei den Grundstücken um Privatvermögen gehandelt,

keinen Vertrauensschutz begründen könne.

Das FG Münster hat die Klage sowohl mit dem Hauptantrag als auch

mit dem Hilfsantrag abgewiesen. Die betroffenen Grundstücke hätten

zum Zeitpunkt der Veräußerung beziehungsweise unentgeltlichen

Übertragung noch land- und forstwirtschaftliches Betriebsvermögen

dargestellt. Die parzellenweise Verpachtung durch seinen

Schwiegervater habe nicht zur Betriebsaufgabe geführt, da weiterhin

die Möglichkeit bestanden habe, den Betrieb – sei es auch durch einen

Rechtsnachfolger – fortzuführen. Eine ausdrückliche und

unmissverständliche Entnahmeerklärung habe der Kläger nicht

nachgewiesen. Hierfür reiche es nicht aus, dass für frühere Zeiträume

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung aus den Grundstücken

erklärt worden seien, denn dies könne auch Folge einer fehlerhaften

steuerlichen Beurteilung gewesen sein.

Der Kläger habe auch keinen Anspruch auf die mit dem Hilfsantrag

verfolgte abweichende Steuerfestsetzung aus Billigkeitsgründen. Ein

solcher Anspruch folge nicht aus den Verwaltungsanweisungen zur

parzellenweisen Verpachtung (gleichlautende Ländererlasse vom

17.12.1965 und Verfügung der OFD Münster vom 07.01.1991). Nach

dem hierzu ergangenen BFH-Urteil vom 12.03.2020 (VI R 35/17) sei

eine Besteuerung nur dann unbillig, wenn die Finanzverwaltung bei

Beginn der parzellenweisen Verpachtung nachteilige Folgen aus der

vermeintlichen Zwangsbetriebsaufgabe gezogen habe. Dies sei im

Streitfall jedoch nicht geschehen, weil der Schwiegervater des

Klägers keinen Aufgabegewinn versteuert habe.

Schließlich fehle es auch bezogen auf die konkreten Umstände des

Einzelfalls an einem anzuerkennenden Vertrauenstatbestand sowohl

aufseiten des Klägers als auch aufseiten seiner Rechtsvorgänger.

Diese hätten die parzellenweise Verpachtung gegenüber der

Finanzverwaltung nicht offengelegt, obwohl sie hierzu nach den

damaligen Verwaltungsanweisungen verpflichtet gewesen wären.

Dass das Finanzamt erklärungsgemäß Einkünfte aus Vermietung und

Verpachtung aus den Grundstücken angesetzt habe, reiche für einen

konkret-individuellen Vertrauenstatbestand nicht aus. Nach Ergehen

des BFH Urteils vom 15.10.1987 (IV R 66/86) habe kein Vertrauen

mehr dahingehend gebildet werden können, dass aus der

parzellenweisen Verpachtung in Zukunft nicht die zutreffenden

steuerlichen Konsequenzen gezogen werden würden. Daher komme

es nicht darauf an, dass die Grundstücke im Rahmen späterer

Betriebsprüfungen als Privatvermögen behandelt worden seien.

Das FG hat im Hinblick auf die noch klärungsbedürftige Frage, ob in

vorliegenden Fallkonstellationen konkret-individueller

Vertrauensschutz zu gewähren sein kann, die Revision zugelassen.

Finanzgericht Münster, Urteil vom 06.11.2020, 4 K 1326/17 F, nicht

rechtskräftig
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Angestellte

Abfindungszahlungen wegen Beendigung des

Arbeitsverhältnisses unterfallen nicht der

Grenzgänger-Regelung

Erhält ein durchgehend in Deutschland beschäftigter und teilweise in

Frankreich wohnhafter Steuerpflichtiger für die Auflösung seines

Arbeitsverhältnisses eine Abfindung, ist eine zeitbezogene Aufteilung

der Abfindungszahlung in einen steuerpflichtigen und einen nicht

steuerbaren Teil anhand der Anzahl der Monate vorzunehmen, in

denen der Steuerpflichtige tatsächlich in Deutschland besteuert

worden ist. Dies stellt das Finanzgericht (FG) Baden-Württemberg

klar.

Der Kläger, ein deutscher Staatsangehöriger, war vom Februar 1995

bis Juni 2015 (245 Monate) bei einem inländischen Arbeitgeber

angestellt. Er lebte bis einschließlich Oktober 2005 in Deutschland.

Im November 2005 zog er mit seiner Familie nach Frankreich, wo er

seinen ausschließlichen Wohnsitz hatte. Seitdem wurde er aufgrund

entsprechender Freistellungsbescheinigungen des beklagten

Finanzamtes als so genannter Grenzgänger gemäß Artikel 13 Absatz 5

des Doppelbesteuerungsabkommens zwischen Deutschland und

Frankreich (DBA-FRA) von der deutschen Lohnsteuer freigestellt. Die

laufenden Einkünfte des Klägers in Höhe von zuletzt 4.901,40 Euro

aus seinem inländischen Arbeitsverhältnis wurden in Frankreich der

dortigen Einkommensbesteuerung unterworfen.

Aufgrund eines arbeitsgerichtlichen Vergleichs wurde das

Arbeitsverhältnis zum 30.06.2015 beendet und eine

Abfindungszahlung von 180.000 Euro vereinbart. Das Finanzamt

meinte, die Abfindungszahlung müsse in einen im Inland

steuerpflichtigen (129/245) und einen im Inland nicht steuerbaren

Betrag (116/245) aufgeteilt werden. Diese Aufteilung entspreche der

Dauer des Innehabens eines inländischen Wohnsitzes (129 Monate)

im Verhältnis zur Dauer des Dienstverhältnisses (245 Monate). Der

Arbeitgeber unterwarf den anteiligen Betrag von 94.775,41 Euro der

Lohnsteuer. Die hiergegen erhobene Klage wies das FG ab.

Es legte das Begehren des Klägers dahingehend aus, dass es auf

Erlass eines Freistellungsbescheids gem. § 155 Absatz 1 Satz 3 der

Abgabenordnung (AO) gerichtet sei (Verpflichtungsbegehren) und

damit weder auf den Erlass eines Erstattungsbescheids noch auf die

Rückzahlung der einbehaltenen Steuern. Der Kläger habe keinen

Anspruch auf eine weitere steuerliche Freistellung der Abfindung.

Das FA habe unter Anwendung der so genannte Fünftelregelung

gemäß § 39b Absatz 3 Satz 1 in Verbindung mit § 34 Absatz 1 Satz 3

Einkommensteuergesetz (EStG) die Abfindung anteilig der deutschen

Besteuerung unterworfen und damit zu Recht von dieser Abfindung

Lohnsteuern in Höhe von 9.240 Euro und Solidaritätszuschlag in

Höhe von 508,20 Euro einbehalten.

Der Kläger unterliege der beschränkten Steuerpflicht gem. § 1 Absatz

4 EStG, da er seit 01.11.2005 in Deutschland weder seinen Wohnsitz

noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt habe. Die Abfindung stelle

inländische Einkünfte dar. Nach § 49 Absatz 1 Nr. 4d EStG seien

inländische Einkünfte auch solche Einkünfte aus nichtselbstständiger

Arbeit, die als Entschädigung im Sinne des § 24 Nr. 1 EStG für die

Auflösung eines Dienstverhältnisses gezahlt werden. Die Abfindung

sei eine Entschädigung. Der arbeitsgerichtliche Vergleich habe das

Arbeitsverhältnis vollständig beendet und die vereinbarte Abfindung

sei konkret und final auf dessen Auflösung bezogen gewesen. Die

Abfindung unterliege der deutschen Besteuerung, soweit die für die

zuvor ausgeübte Tätigkeit bezogenen Einkünfte der inländischen

Besteuerung unterlegen haben.

Der Kläger sei während des gesamten Dienstverhältnisses über den

Zeitraum von 245 Monaten mit seinen nichtselbständigen

Einkünften nach deutschem Steuerrecht unbeschränkt (129 Monate)

oder beschränkt (116 Monate) einkommensteuerpflichtig gewesen.

Nach § 49 Absatz 1 Nr. 4d EStG sei der Kläger hinsichtlich der

Abfindungszahlung insoweit beschränkt einkommensteuerpflichtig,

als die für die zuvor ausgeübte Tätigkeit bezogenen Einkünfte der

inländischen Besteuerung unterlegen haben. Auf eine tatsächliche

Besteuerung komme es nicht an; auch DBA-befreite inländische

Einkünfte seien einzubeziehen. Wenn nun das Finanzamt eine

Aufteilung der Abfindungszahlung vorgenommen und hierbei eine

zeitbezogene Aufteilung anhand der Anzahl der Monate gewählt

habe, in denen der Kläger tatsächlich in Deutschland besteuert

worden sei, so sei dies rechtlich nicht zu beanstanden.
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Abfindungszahlungen unterlägen gem. § 39b Absatz 3 EStG der

Lohnsteuer. Der Arbeitgeber habe entsprechend der vorliegenden

Freistellungsbescheinigung gem. § 39d Absatz 1 Satz 1 EStG a.F. den

Lohnsteuerabzug zu Recht nach Steuerklasse I vorgenommen. Die

Regelung des § 39d Absatz 1 EStG sei zwar zum 01.01.2012

aufgehoben worden. Sie gelte aber gemäß § 52 Absatz 23e EStG im

Streitjahr fort. Das nationale Besteuerungsrecht für 129/245 der

Abfindung werde durch das DBA-FRA nicht eingeschränkt. Ein

ausschließliches Besteuerungsrecht Frankreichs ergebe sich weder aus

Artikel 13 Absatz 5 DBA-FRA noch aus Artikel 13 Absatz 1 DBA-FRA.

Die Regelung des Artikel 13 Absatz 5 DBA-FRA (so genannte

Grenzgängerregelung) sei nicht auf Abfindungen anwendbar. Diese

Vorschrift weise das Besteuerungsrecht für laufende Vergütungen des

Grenzgängers dem Ansässigkeitsstaat zu. Die im Streitfall gezahlte

Abfindung sei keine laufende Vergütung. Werde diese für das

vorzeitige Ausscheiden aus dem Dienstverhältnis und damit für die

Nichtfortsetzung der Arbeit gezahlt, so beziehe sie sich auf eine

vergangene Tätigkeit und nicht auf eine laufende Tätigkeit, die im

Grenzgebiet verrichtet werden kann. Es gebe keine aktive Tätigkeit

mehr und damit auch keinen Tätigkeitsstaat. Die Abfindung anlässlich

der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses gehöre zwar zu den

Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit. Der Kläger sei insoweit aber

kein Grenzgänger mehr.

Ein ausschließliches Besteuerungsrecht Frankreichs ergebe sich auch

nicht aus Artikel 13 Absatz 1 DBA-FRA. Diese Regelung weise für

Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit das ausschließliche

Besteuerungsrecht grundsätzlich dem Tätigkeitsstaat

(Arbeitsortprinzip) zu. Nach der ständigen Rechtsprechung des

Bundesfinanzhofs zu Abfindungszahlungen unter Geltung von

DBA-Regelungen, die Artikel 15 Absatz 1 OECD-MA entsprechen, gilt

das für die Besteuerung von Arbeitslöhnen geltende

abkommensrechtliche Arbeitsortprinzip zwar nicht für Abfindungen,

die anlässlich der Auflösung eines Arbeitsverhältnisses gezahlt

werden. Aufgrund des vom Wortlaut des OECD-MA abweichenden

Wortlauts des Artikel 13 Absatz 1 DBA-FRA verbleibe es im Streitfall

aber beim Arbeitsortsprinzip und damit beim ausschließlichen

Besteuerungsrecht Deutschlands. Frankreich als Ansässigkeitsstaat

habe unter Geltung des DBA-FRA für Abfindungszahlungen im

Zusammenhang mit einer früheren Tätigkeit in Deutschland kein

Besteuerungsrecht.

Gegen das Urteil des FG wurde Revision eingelegt, die beim

Bundesfinanzhof unter dem Aktenzeichen Revision I R 30/20 läuft.

Finanzgericht Baden-Württemberg, Urteil vom 11.02.2020, 6 K

1055/18, nicht rechtskräftig

Ein Jobticket wegen akuter Parkplatznot darf keine

Lohnsteuer kosten

Handelt ein Arbeitgeber mit einem Verkehrsverbund einen günstigen

Preis für ein so genanntes Jobticket aus, mit dem die Mitarbeiter in

öffentlichen Verkehrsmitteln die Wege zur Arbeit und zurück nach

Hause absolvieren können, so darf das Finanzamt den Wert des

Tickets nicht als Sachbezug und geldwerten Vorteil der Lohnsteuer

unterziehen.

In dem konkreten Fall hatte der Arbeitgeber den günstigen Preis

vollständig an die Beschäftigten weitergegeben, die wegen des

Mangels an Firmen-Parkplätzen auf Bus und Bahn umgestiegen sind.

Er zog den Wert direkt vom Lohn ab – und der Fiskus unterwarf den

Preisvorteil der Lohnsteuer. Das jedoch zu Unrecht.

Es habe sich bei den Tickets nicht um eine Prämie oder eine

Belohnung für eine Arbeitsleistung gehandelt, sondern sie sollten die

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter motivieren, mit öffentlichen

Verkehrsmitteln zu fahren.

Hessisches FG, 12 K 2283/17 vom 25.11.2020
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Familie und

Kinder

Jobcenter muss Hartz-IV-Empfängerin

internetfähigen Computer zur Teilnahme an

pandemiebedingtem Hausunterricht beschaffen

Ein Jobcenter kann verpflichtet sein, einer Hartz-IV-beziehenden

Schülerin einen internetfähigen Computer zu beschaffen, damit diese

am pandemiebedingten Hausunterricht teilnehmen kann. Dies stellt

das Landessozialgericht (LSG) Thüringen klar.

Die Antragstellerin bezieht SGB-II-Leistungen und besucht die 8.

Klasse der Staatlichen Grund- und Regelschule. Ihre Mutter

beantragte beim Jobcenter die Übernahme der Kosten für einen

Computer sowie Drucker nebst Zubehör für den Schulunterricht. Das

Jobcenter verneinte ebenso wie das Sozialgericht (SG) Nordhausen im

einstweiligen Rechtsschutzverfahren einen Anspruch.

Das LSG hat auf die Beschwerde der Antragstellerin hin den Beschluss

des SG abgeändert und das Jobcenter im Wege der Einstweiligen

Anordnung verpflichtet, der Antragstellerin ein internetfähiges

Endgerät nebst Zubehör (Bildschirm, Tastatur, Maus, Drucker und drei

Druckerpatronen) zur Verfügung zu stellen. Alternativ hat es dem

Jobcenter gestattet, diese Verpflichtung dadurch zu erfüllen, dass es

die Kosten in Höhe von maximal 500 Euro für die Beschaffung durch

die Antragstellerin selbst übernimmt. Im Übrigen hat das LSG die

Beschwerde zurückgewiesen.

Die geltend gemachten Kosten stellten einen nach § 21 Absatz 6

Sozialgesetzbuch II (SGB II) anzuerkennenden unabweisbaren

laufenden Mehrbedarf dar. Der Bedarf für die Anschaffung eines

internetfähigen Computers nebst Zubehör zur Teilnahme am

Schulunterricht im heimischen Umfeld sei im Regelbedarf nicht

berücksichtigt. Damit sei der Regelbedarf jedenfalls unter den

gegenwärtigen Umständen der Pandemie nicht mehr in

realitätsgerechter Weise zutreffend erfasst. Die Anschaffung eines

internetfähigen Endgerätes sei mit der ab 16.12.2020 erfolgten

Schließung des Präsenzunterrichts zur Verwirklichung des Rechts der

Antragstellerin auf Bildung und Chancengleichheit erforderlich

geworden. Während der pandemiebedingten Schließung des

Präsenzunterrichts ermögliche die Zurverfügungstellung eines solchen

internetfähigen Computers der Antragstellerin, auf die Thüringer

Schulcloud zuzugreifen.

Der Bedarf sei auch unabweisbar. Im Haushalt der Familie der

Antragstellerin sei lediglich ein internetfähiges Smartphone

vorhanden, das für die Benutzung der Schulcloud ungeeignet sei.

Nach jetzigem Stand werde kein Gerät von der Schule oder einer

sonstigen dritten Person zur Verfügung gestellt.

Die Antragstellerin habe jedoch keinen Anspruch auf das von ihr

ausgewählte Gerät, dessen Preis sie im Verwaltungsverfahren mit

720 Euro ohne Druckerpatronen beziffert hat. Nach dem SGB II

bestehe kein Anspruch auf bestmögliche Versorgung, sondern nur

auf Befriedigung einfacher und grundlegender Bedürfnisse, betont

das LSG. Die Antragstellerin müsse sich daher auf ein

kostengünstiges und gegebenenfalls gebrauchtes

zweckentsprechendes Gerät verweisen lassen. Die Verpflichtung aus

der Einstweiligen Anordnung könne der Antragsgegner erfüllen,

indem er der Antragstellerin entweder ein internetfähiges Endgerät

nebst Zubehör zur Verfügung stellt oder wahlweise auch dadurch,

dass er die Kosten für die Anschaffung der genannten Objekte,

welche das LSG auf maximal 500 Euro schätzt, übernimmt. Die

damit verbundene Vorwegnahme der Hauptsache sei vor dem

Hintergrund der Gewährung effektiven Rechtschutzes gerechtfertigt.

Landessozialgericht Thüringen, PM vom 19.01.2021 zum Beschluss

vom 08.01.2021, L 9 AS 862/20 B ER, unanfechtbar

Kindergeld für ausbildungsunfähig erkranktes Kind:

Anforderungen an Nachweis der Erkrankung

Es besteht keine Rechtsgrundlage dafür, ein Kind nur dann als

ausbildungsunfähig erkrankt anzusehen, wenn das voraussichtliche

Ende der Erkrankung ärztlich bescheinigt ist. Dies stellt das

Finanzgericht (FG) Schleswig-Holstein klar.

Eine solche Sichtweise werde den besonderen medizinischen

Herausforderungen der Therapie psychisch erkrankter Kinder nicht

gerecht. Soweit im Hinblick auf die Dauer einer Erkrankung Zweifel

an der Richtigkeit vorgelegter ärztlicher Bescheinigungen bestehen

sollten, seien diese im Rahmen einer Einzelfallüberprüfung

abzuklären.



April 2021

14

Das Urteil des FG ist nicht rechtskräftig. Auf die

Nichtzulassungsbeschwerde der Familienkasse hin hat der

Bundesfinanzhof (BFH) die Revision zugelassen. Diese läuft beim BFH

unter dem Aktenzeichen III R 43/19.

Finanzgericht Schleswig-Holstein, Urteil vom 21.01.2019, 3 K 1/18,

nicht rechtskräftig

Honorarzahlungen an Pflegeeltern bei

Zwischenschaltung eines freien Trägers der

Jugendhilfe nicht steuerfrei

Das Finanzgericht (FG) Düsseldorf hat die Inanspruchnahme der

Steuerbefreiung für Bezüge aus öffentlichen Mitteln, die wegen

Hilfsbedürftigkeit oder als Beihilfe zu dem Zweck bewilligt werden,

die Erziehung unmittelbar zu fördern (§ 3 Nr. 11

Einkommensteuergesetz – EStG) abgelehnt, wenn Pflegeeltern ihr

Honorar von einem kommerziellen privaten Träger der freien

Jugendhilfe aufgrund einer separaten Honorarvereinbarung erhalten.

Die Klägerin betreute im Jahr 2016 in ihrem Haushalt ein

minderjähriges Kind in Vollzeitpflege. Mit der Pflege des Kindes war

nicht sie selbst, sondern ein freier Träger der Jugendhilfe (eine GmbH)

von der zuständigen Kommune beauftragt worden. Diese GmbH

übernimmt die Betreuung von Pflegekindern und erhält hierfür von

der Kommune eine Vergütung. Die Pflegekinder werden in

professionellen Betreuungsfamilien betreut. Die jeweiligen

Pflegepersonen werden für die GmbH freiberuflich auf Honorarbasis

tätig. Die Höhe ihrer Vergütung wird separat zwischen der GmbH und

der Pflegeperson ausgehandelt und muss vom Jugendamt nicht

genehmigt werden.

Die Klägerin hatte mit der GmbH eine entsprechende Vereinbarung

über die Betreuung des Kindes geschlossen. Vom Jugendamt waren

ihr keine Pflegeleistungen bewilligt worden. Sie meinte, dass die

Honorarzahlungen dennoch steuerfrei seien, weil ihr Honorar letztlich

vom Jugendamt und damit aus öffentlichen Mitteln finanziert werde.

Das Finanzamt lehnte die Anwendung der Steuerbefreiungsvorschrift

unter Bezugnahme auf das Schreiben des Bundesfinanzministeriums

vom 22.10.2018 (Bundessteuerblatt Teil I 2018, 1109) ab.

Das FG Düsseldorf hat die dagegen gerichtete Klage abgewiesen. Die

Klägerin könne die Steuerbefreiung nicht in Anspruch nehmen. Sie

habe ihr Honorar nicht aus öffentlichen Mitteln erhalten, sondern sei

vereinbarungsgemäß von der GmbH bezahlt worden. Sie könne sich

auch nicht mit Erfolg auf die Verwaltungsauffassung berufen,

wonach die Steuerbefreiung auch bei einer Zwischenschaltung eines

Trägers der freien Jugendhilfe gelten könne. Denn die GmbH habe

keine öffentlichen Pflegeleistungen an sie weitergeleitet.

Die Nichtzulassungsbeschwerde der Klägerin gegen das Urteil war

erfolgreich. Das Revisionsverfahren ist unter dem Aktenzeichen VIII R

37/19 beim Bundesfinanzhof anhängig.

Finanzgericht Düsseldorf, Urteil vom 28.03.2019, 12 K 3393/18 E,

nicht rechtskräftig

Umgangsrecht: Auch "gleichgeschlechtlich" dürfen

Kinder nach einer Trennung beide sehen

Trennt sich eine Frau von ihrer Lebenspartnerin, nachdem sie zwei

Kinder im Wege gemeinsam beschlossener Fremdinsemination zur

Welt gebracht hat, so darf sie – auch wenn sie die leibliche Mutter ist

– ihrer Ex den Umgang mit den (inzwischen 2 und 3 Jahre alten)

Kindern nicht untersagen.

Das gelte auch dann, wenn die Kinder von ihrer Partnerin nicht

adoptiert worden sind, so das OLG Braunschweig. Es diene dem

Kindeswohl, wenn der Umgang auch zur Lebenspartnerin erhalten

bleibt, weil es den Kindern so ermöglicht werde, Klarheit über die

Familienverhältnisse zu erlangen.

Die Ex war an der Schaffung der Verhältnisse schließlich maßgeblich

beteiligt und kann bei der Identitätsfindung sowie der

"Herkunftsermittlung" der Kinder helfen. Gibt es keine

ernstzunehmenden Gründe gegen einen Umgang, so darf er nicht

untersagt werden.

OLG Braunschweig, 2 UF 185/19
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